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Beschluss

Tagesordnungspunkt:

Zwischenbericht zum Modellprojekt "Inklusiver Sozialraum" und Verlängerung 
des Modellprojektes

Beschlussvorschlag:

Der Verlängerung des Modellprojektes "Inklusiver Sozialraum" bis zum 31.07.2025 wird 
gem. Vorlage Nr. 15/1245/1 zugestimmt.

Ergebnis:

Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

ja

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2025. nein



Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe: PG 090

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten: 2024: 105.000 €; 2025: 
146.000 €

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten ja

L u b e k
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Worum geht es hier?   

 

In leichter Sprache 

 

Der LVR kümmert sich um alle Fach-Leistungen  

für erwachsene Menschen mit Behinderungen im Rheinland. 

Er ist auch zuständig für viele Leistungen für Kinder 

mit geistigen oder körperlichen Behinderungen. 

 

Auch die Städte im Rheinland haben viele wichtige Aufgaben für 

Menschen mit Behinderungen. 

 

Die Städte kümmern sich um  

inklusive Sozial-Räume. Das heißt:  

Menschen mit Behinderungen und Menschen ohne 

Behinderungen können überall gleich gut leben. 

 

In diesen Sozial-Räumen gibt es dann gute Angebote.  

Diese Angebote sind offen für alle, sie haben keine Barrieren. 

 

Dafür muss der LVR mit den Städten zusammenarbeiten. 

Hier wird jetzt besonders viel dafür ausprobiert:  

Stadt Essen 

StädteRegion Aachen 

Rhein-Sieg-Kreis 

 

Der LVR verlängert die Zusammen-Arbeit bis 31.07.2025. 

 

Haben Sie Fragen zu diesem Text?  

Dann können Sie beim LVR in Köln anrufen: 

0221-809-2202. 

 

https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen
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Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verständlichkeit der Vorlage 

insbesondere für Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen für 

die Grundsätze der Zugänglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und 

Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-

Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.  

 

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion – 

Menschenrechte – Beschwerden (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern 

weitere Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing. 

 
  

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache  

finden Sie hier: 

www.leichtesprache.lvr.de 

http://www.leichtesprache.lvr.de/
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Zusammenfassung 

 

Mit Beschluss der Landschaftsversammlung Rheinland vom 16.12.2019 über die Anträge 

Nr. 14/286 und Nr. 14/315 ist die Verwaltung beauftragt worden, ein dreijähriges 

Modellprojekt zur Entwicklung inklusiver Sozialräume zu konzipieren und der politischen 

Vertretung zur Beschlussfassung vorzulegen. Mit der Vorlage Nr. 14/4033 hat die 

Verwaltung die Eckpunkte für das Modellprojekt dem Landschaftsausschuss zur 

Beschlussfassung vorgelegt. In seiner Sitzung am 23.06.2020 hat der 

Landschaftsausschuss die Eckpunkte für das Modellprojekt beschlossen. 

 

In einem dreijährigen Modellprojekt werden in drei Mitgliedskörperschaften (Essen, Rhein-

Sieg-Kreis/Sankt Augustin, Städteregion Aachen) die Vorgaben der Sozialgesetzbücher IX 

und XII und der jeweiligen Landesausführungsgesetze NRW zur Sozialraumorientierung in 

der Eingliederungshilfe erprobt. 

Es sollen praxistaugliche Verfahren und Instrumente entwickelt werden, die es dem LVR-

Fallmanagement ermöglichen, auf der Basis der ICF-Umweltfaktoren fallübergreifend und 

sozialraumorientiert Teilhabebarrieren zu erkennen, die der vollen, wirksamen und 

gleichberechtigten Teilhabe entgegenstehen. Die Verfahren und Instrumente sollen nach 

Abschluss des Modellprojektes auf alle Regionen im Rheinland übertragbar sein und im 

Rahmen der Gesamtplanung genutzt werden können. 

 

Das Projekt wurde in unterschiedlichen Arbeitskreisen und Gremien sowohl extern als auch 

intern vorgestellt und erste Anknüpfungspunkte wurden abgebildet. Es fanden 

überregionale und regionale Begleitgremien statt, durch deren Erkenntnisse das Projekt 

weiter vorangetrieben wurde. In den Modellkommunen wurde die Vernetzung mithilfe von 

Stakeholderanalysen (Identifizierung aller betroffenen Interessengruppen des Projektes) 

initiiert und erste Ideen für die weitere Zusammenarbeit generiert. 

 

In der Städteregion Aachen fand eine Auswertung aller dem LVR vorliegenden 

Bedarfsermittlungen eines ausgewählten Postleitzahlenbereichs nach ICF-Kriterien statt. 

Aus den Daten kann nach dem derzeitigen Erkenntnisstand geschlussfolgert werden, dass 

Zugänge in den Sozialraum für Klient*innen der Eingliederungshilfe nur marginal gegeben 

sind und die Ressourcen des Sozialraums derzeit nur ungenügend genutzt werden können. 

Es liegt die Vermutung nahe, dass im Rahmen der Eingliederungshilfe derzeit der vom 

Bundesteilhabegesetz intendierte Sozialraumbezug in der Bedarfsdeckung nicht erfolgt und 

es sich um ein geschlossenes, selbstreferentielles System handelt. 

 

Perspektivisch soll die Datenauswertung in den Modellregionen weitergeführt und neben 

den Sozialraumbegehungen Teilhabebefragungen der Menschen mit Behinderungen in den 

Modellregionen durchgeführt werden. Darüber hinaus soll erprobt werden, wie durch eine 

effektive Ausrichtung der Leistungen der Eingliederungshilfe die Nutzung des Sozialraumes 

beispielhaft gestärkt werden kann – mit dem Ziel des Abbaus von Teilhabebarrieren. Des 

Weiteren soll die Netzwerkarbeit intensiviert werden. 

 

Bereits nach einem Jahr Modelllaufzeit wird deutlich, dass in der vorgesehenen Laufzeit von 

drei Jahren bis zum 31.07.2024 nicht die Ergebnisse erreicht werden können, die von dem 

Modellprojekt erwartet werden. Es wird daher vorgeschlagen, die Laufzeit des 

Modellprojektes bereits jetzt um ein Jahr bis zum 31.07.2025 zu verlängern. 
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Die Vorlage berührt die Zielrichtungen 1 (Partizipation), 2 (Personenzentrierung) und 4 

(Inklusive Sozialräume) des LVR-Aktionsplans. 
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1245/1: 

 

Der Sozialausschuss hat in seiner Sitzung am 08.11.2022 mit einstimmigem Beschluss 

die Verwaltung gebeten, die Vorlage auch im Ausschuss für den LVR-Verbund 

Heilpädagogischer Hilfen zur Beratung vorzusehen. 

Begründung der Vorlage Nr. 15/1245: 
 

I. Gliederung  

 

II. Auftrag und Zielvorgaben  

III.  Jahresrückblick und Status Quo 

IV.   Zwischenergebnisse  

V.     Ausblick 

VI.   Beschlussvorschlag 

 

II. Auftrag und Zielvorhaben  

Mit Beschluss der Landschaftsversammlung Rheinland vom 16.12.2019 über die Anträge 

Nr. 14/286 und Nr. 14/315 ist die Verwaltung beauftragt worden, ein dreijähriges 

Modellprojekt zur Entwicklung inklusiver Sozialräume zu konzipieren und der politischen 

Vertretung zur Beschlussfassung vorzulegen. Mit der Vorlage Nr. 14/4033 hat die 

Verwaltung die Eckpunkte für das Modellprojekt dem Landschaftsausschuss zur 

Beschlussfassung vorgelegt. In seiner Sitzung am 23.06.2020 hat der 

Landschaftsausschuss die Eckpunkte für das Modellprojekt beschlossen. 

In drei Mitgliedskörperschaften (Essen, Rhein-Sieg-Kreis/Sankt Augustin, Städteregion 

Aachen) werden die Vorgaben der Sozialgesetzbücher IX und XII und der jeweiligen 

Landesausführungsgesetze NRW zur Sozialraumorientierung in der Eingliederungshilfe 

erprobt. In enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedskörperschaften soll auf inklusive 

Sozialräume und zu einer vernetzten, fallübergreifenden Stadtteilarbeit hingewirkt werden. 

Grundlage dafür sind die im Sozialraum festgestellten Teilhabebarrieren der vor Ort 

lebenden Leistungsberechtigten der Eingliederungshilfe. 

 

Es sollen praxistaugliche Verfahren und Instrumente entwickelt werden, die es dem LVR-

Fallmanagement ermöglichen, auf der Basis der ICF-Umweltfaktoren fallübergreifend und 

sozialraumorientiert Teilhabebarrieren zu erkennen, die der vollen, wirksamen und 

gleichberechtigten Teilhabe entgegenstehen. Die Verfahren und Instrumente sollen nach 

Abschluss des Modellprojektes auf alle Regionen im Rheinland übertragbar sein und im 

Rahmen der Gesamtplanung genutzt werden können. Ebenso muss dann die 

Übertragbarkeit auf die Teilhabebarrieren von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung 

geprüft werden. 

 

Daraus ergeben sich folgende Teilziele: 

1. Initiierung von Austauschgremien und Steuerungsgruppen in den 

Modellkommunen, 

2. Schließung von Kooperationsvereinbarungen, 

3. Vorschläge zur Modifizierung des Bedarfsermittlungsinstrumentes NRW zur 

verstärkten Berücksichtigung sozialräumlicher Aspekte und 

4. Konzepterstellung der personenunabhängigen Leistungen zur Nutzung des 

Sozialraumes. 
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III. Jahresrückblick und Status Quo 

Das Modellprojekt konnte offiziell zum 01.08.2021 mit einer Projektleitung (0,5-Stelle) 

sowie zwei Mitarbeiterinnen gestartet werden. Die dritte vorgesehene Stelle konnte 

aufgrund einer Erkrankung erst zum 01.06.2022 besetzt werden. Neben diesen personellen 

Problemen behinderte die Corona-Pandemie die Arbeit vor Ort in den 

Mitgliedskörperschaften massiv und führte zu Verzögerungen im Projektablauf. 

 

Zu Beginn des Projektes wurden die vorausgegangenen Projekte des LVR zum Thema 

„Sozialraumarbeit“ und die Fachliteratur zusammengefasst und für das Projekt nutzbar 

gemacht. Außerdem wurden Fachberatungen von verschiedenen wissenschaftlichen 

Expert*innen aus dem Bereich Sozialraumorientierung in der Eingliederungshilfe zu Rate 

gezogen. Das Projekt wurde in unterschiedlichen Arbeitskreisen und Gremien sowohl 

extern als auch intern vorgestellt und erste Anknüpfungspunkte wurden abgebildet. Im 

Juni 2022 fand das erste überregionale Begleitgremium statt, indem die 

Zwischenergebnisse vorgestellt wurden und die Expertise von verschiedenen 

Vertreter*innen der Wissenschaft, der freien Wohlfahrtspflege und der kommunalen 

Verwaltung und Politik eingeholt und diskutiert wurde. Die Ergebnisse der Beratungen sind 

in das weitere Vorgehen eingeflossen.  

Es wurde ein erster Fachartikel im EILDIENST 05/22 des Landkreistages veröffentlicht 

(siehe Anlage).  

 

 

Städteregion Aachen 

In der Städteregion Aachen ist das Amt für Inklusion und Sozialplanung wichtigster 

Kooperationspartner. Mit der Amtsleitung wurden wöchentliche Kooperationstreffen 

vereinbart und abgehalten. Darüber hinaus nahm die zuständige Mitarbeiterin an den 

Sitzungen des Inklusionsbeirates teil. Es wurden Informationen bezüglich der Städteregion 

Aachen gesammelt und Vernetzungen mit der Sozialplanung der Stadt Aachen 

vorangetrieben.  

In gemeinsamer Abstimmung mit dem Amt für Inklusion und Sozialplanung wurde der 

Postleitzahlenbereich 52068 ausgewählt für eine Auswertung aller dem LVR vorliegenden 

Bedarfsermittlungen nach ICF-Kriterien. Dazu wurde ein Instrument erarbeitet, mit dem 

aus den vorliegenden BEI_NRW die Teilhabebarrieren und Förderfaktoren der vor Ort 

lebenden Menschen mit Behinderung sowie der Umweltfaktoren herausgearbeitet und 

geclustert werden können.  

 

Darüber hinaus wurde die Vernetzung vor Ort vertieft und eine Sozialraumbegehung 

vorgenommen. Ebenso fand ein Vernetzungstreffen mit dem LVR-Fallmanagement der 

Städteregion Aachen statt. 

Die zuständige Mitarbeiterin fertigte eine Stakeholderanalyse an und initiierte auf dieser 

Grundlage ein lokales Begleitgremium. Dabei wurden die Ergebnisse der Untersuchung der 

Bedarfsermittlungsinstrumente vorgestellt und diskutiert sowie das weitere Vorgehen 

besprochen. 

Nach dem lokalen Begleitgremium wurden von der zuständigen Mitarbeiterin weitere 

Termine vor Ort zu vertiefenden Vernetzung wahrgenommen.  

 

Rhein-Sieg-Kreis/Sankt Augustin 

Für den Rhein-Sieg-Kreis musste zunächst kriterien-bezogen anhand von Bewerbungen 

verschiedener Städte und Gemeinden die Kommune ausgewählt werden, in der das 

Modellprojekt umgesetzt wird. Es wurde sich für die Kommune Sankt Augustin entschieden. 

  



7 

Im Folgenden wurden Informationen über die Modellregion Sankt Augustin gesammelt und 

die Sozialräume erschlossen, ergänzt durch Sozialraumerkundungen, welche teils mit 

Akteuren aus dem Sozialraum selbst (Quartiersmanager), teils durch die Mitarbeiterin 

alleine erfolgten.  

Auch hier wurde eine Stakeholderanalyse erstellt. Zudem erfolgte eine bis heute 

fortlaufende Vernetzung vor Ort, sowohl mit relevanten Schnittstellen zur Stadtverwaltung, 

insbesondere der Stabstelle „Integration und Sozialplanung“, als auch mit Akteuren aus 

den Sozialräumen selbst wie Freizeitangebote (z.B. der evangelischen Behindertenarbeit), 

Leistungserbringer und dem Quartiersmanagement. Die Mitarbeiterin nahm an Sitzungen 

der AG Inklusion teil und stellte dort das Projekt und dessen Zwischenergebnisse vor. Eine 

gewinnbringende Kooperation konnte insbesondere mit der ehrenamtlichen 

Behindertenbeauftragten der Stadt Sankt Augustin aufgebaut werden.  

 

Stadt Essen 

Die Personalie für die Stadt Essen konnte erst zum 01.06.22 eingestellt werden. 

Daraufhin erfolgte eine Analyse der Stakeholder in der Stadt Essen, insbesondere im 

Stadtteil Frohnhausen. Außerdem wurden interne Absprachen bezüglich der 

Projektvorstellungen beim LVR-Fallmanagement und der weiteren Zusammenarbeit 

getroffen. Im Rahmen der Weiterentwicklung des "Aktionsplans Essen inklusiv" arbeitet die 

Stadt Essen an der Einrichtung des Inklusionsbeirates. Die Mitarbeiterin unterstützte die 

Arbeitsgruppe zur Einrichtung des Inklusionsbeirates bei der abschließenden Auswahl der 

Bewerber*innen. Während des Termins wurden erste Kontakte mit der Sozialplanung der 

Stadt Essen, mit der Geschäftsführung des Inklusionsbeirates sowie Vertreter*innen des 

Franz-Sales-Hauses als großen Leistungserbringer geknüpft. Mit der Ansprechperson vom 

Sozialamt, die für Sozialplanung und Inklusion zuständig ist, wurden erste Absprachen der 

Zusammenarbeit getroffen. Des Weiteren wurde sich mit der Inklusionsbeauftragten des 

Stadtteils Frohnhausen getroffen und erste Ergebnisse des Projektes und die weitere 

Vorgehensweise vorgestellt und diskutiert.  

 

IV. Zwischenergebnisse  

Das erste Projektjahr stellte das Team vor folgende Herausforderungen:  

Knapp ein Jahr war eine von drei Vollzeitstellen nicht besetzt. In der Modellregion Sankt 

Augustin herrschten aufgrund der Corona-Pandemie sowie der Bewältigung der 

Flüchtlingskrise und der Strukturen vor Ort erschwerte Bedingungen. Aufgrund dessen 

basieren die Zwischenergebnisse der Datenanalyse ausschließlich auf den Daten aus der 

Städteregion Aachen.  

  

Die Auswertung der BEI_NRW in dem Postleitzahlenbereich 52068 der Städteregion Aachen 

ergab, dass die Förderfaktoren vieler Leistungsberechtigten sich auf Dienste der sozialen 

Unterstützung, persönliche Hilfs- und Pflegepersonen, Fachleute der Gesundheitsberufe, 

Dienste des Gesundheitswesens und Dienste des Arbeits- und Beschäftigungswesens 

beschränken. Weiterhin sind der engste Familienkreis, Partner*innen und Kinder ein 

wichtiger Förderfaktor.  

Viel seltener werden Freunde, Kultur-, Freizeit- und Sportinstitutionen, die im Sozialraum 

verfügbar sind, als Förderfaktoren benannt. Ebenso zeigte sich, dass Bekannte, Peers, 

Kolleg*innen, Nachbar*innen und andere in großer Vielzahl als Barrierefaktoren benannt 

werden.  

Weiterhin konnte ausgewertet werden, dass die Leistungsberechtigten in dem 

Postleitzahlenbereich 52068 zu über 50% keiner Beschäftigung nachgehen, diesbezügliche 
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Leitungen der Eingliederungshilfe wurden weder beantragt noch bewilligt. Mehr als 20% 

gehen einer Beschäftigung in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderungen nach.  

 

Aus den Daten kann nach dem derzeitigen Erkenntnisstand geschlussfolgert werden, dass 

Zugänge in den Sozialraum für Klient*innen der Eingliederungshilfe nur marginal gegeben 

sind und die Ressourcen des Sozialraums derzeit nur ungenügend genutzt werden können. 

Es liegt die Vermutung nahe, dass im Rahmen der Eingliederungshilfe derzeit der vom 

Bundesteilhabegesetz intendierte Sozialraumbezug in der Bedarfsdeckung nicht erfolgt und 

es sich um ein geschlossenes, selbstreferentielles System handelt. Leistungsberechtigte 

nehmen die Leistungen in Anspruch, die ein Leistungserbringer vorhält – und nutzen nicht 

die Ressourcen, die ein Sozialraum bietet. 

 

V. Ausblick  

Als nächste Schritte im Projekt sind vorgesehen, dass das in Aachen bereits angewendete 

Auswertungsinstrument zur Identifizierung der Teilhabebarrieren und Förderfaktoren in 

den beiden anderen Modellregionen erprobt und ggfs. modifiziert wird. Dazu werden – 

ähnlich wie in der Städteregion Aachen – die Ergebnisse der Bedarfsermittlungen 

ausgewertet. 

 

Um die Sichtweise der Menschen mit Behinderungen auf ihren Sozialraum zu vertiefen, 

werden ergänzend, neben den Sozialraumbegehungen, Teilhabebefragungen der 

Menschen mit Behinderungen in den Modellregionen durchgeführt. 

  

Darüber hinaus soll in den Modellregionen erprobt werden, wie durch eine kluge 

Ausrichtung der Leistungen der Eingliederungshilfe die Nutzung des Sozialraumes 

beispielhaft gestärkt werden kann – mit dem Ziel des Abbaus von Teilhabebarrieren. 

Hierbei liegt der Fokus auf den Themenbereichen Sport, Kultur und Mobilität. Es wird 

nach Möglichkeiten gesucht, Verfahren zu etablieren, die Zugänge zu Angeboten in den 

Sozialraum ermöglichen und Vereine und Einrichtungen die Chance geben sich inklusiv 

auszurichten.  

 

Des Weiteren muss in den Modellkommunen die Netzwerkarbeit durch die regelmäßige 

Durchführung von Begleitgremien und Initiierung von Austauschgremien und 

Steuerungsgruppen weiter intensiviert werden. Die sozialräumliche Ausrichtung der 

Eingliederungshilfe ist ohne engagierte Netzwerkarbeit vor Ort nicht umsetzbar. Hierzu 

knüpfen die Projektmitarbeiterinnen an die Ergebnisse des SEIB-Projektes an und 

kooperieren eng mit den Mitarbeiter*innen der 106er Beratung und deren sozialräumliche 

Beratungstätigkeit.  

 

Die Zwischenergebnisse des Modellprojektes sollen der Fachöffentlichkeit im Jahr 2023 

vorgestellt und mit ihr diskutiert werden.   

 

 

VI. Beschlussvorschlag 

Bereits nach einem Jahr Modelllaufzeit wird deutlich, dass in der vorgesehenen Laufzeit 

von drei Jahren bis zum 31.07.2024 nicht die Ergebnisse erreicht werden können, die 

von dem Modellprojekt erwartet werden. Dafür sind folgende Faktoren ausschlaggebend 

gewesen: 
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1. Die Corona-Pandemie hat dazu geführt, dass die Arbeit vor Ort in den 

Modellkommunen nur sehr schleppend und verzögert aufgenommen werden 

konnte. Neben organisatorischen Schwierigkeiten sind die Ansprechpartner*innen 

in den Kommunen oftmals auch zur Bewältigung der Corona-Pandemie (oder auch 

in der Flüchtlingsarbeit im Rahmen der Arbeit mit ukrainischen Flüchtlingen) 

eingesetzt worden. 

2. Aufgrund der in Punkt IV. benannten personellen Vakanzen kam und kommt es zu 

Arbeitsverzögerungen, sodass abzusehen ist, dass die Erprobung der 

gesammelten Erkenntnisse noch Zeit in Anspruch nehmen wird.  

 

 

Es wird daher vorgeschlagen, die Laufzeit des Modellprojektes bereits jetzt um ein Jahr 

bis zum 31.07.2025 zu verlängern. Für das Modellprojekt (01.08.2021 – 31.07.2024) 

wurden gemäß Vorlage Nr. 14/4033 Haushaltsmittel in Höhe von 250.000 pro Projektjahr 

bewilligt. Bisher wurden davon in 2021 (01.08.-31.12.2021) rund 90.000 €, in 2022 

(Abfrage am 06.10.22, also 01.01.-06.10.2022) rund 146.000 € ausgegeben. Aufgrund 

der Personalvakanzen sind aktuell für 2022 Einsparungen in Höhe von ca. 60.000 € zu 

erwarten. In welchem Umfang Einsparungen bei den Personalkosten ebenfalls für 2023 

zu erwarten sind, hängt von der Wiederbesetzung der nunmehr ab 16.11.2022 nicht 

mehr besetzten Stelle ab. Insgesamt können die zusätzlichen Aufwendungen für 2024 

bzw. 2025 zumindest teilweise durch diese Einsparungen kompensiert werden. 

Für 2024 werden zusätzlich bis zu 105.000 € für die Monate August bis Dezember, für 

2025 zusätzlich bis zu 146.000 € für die Monate Januar bis Juli beantragt. 

 

Die im Beschluss der Landschaftsversammlung aus dem Jahr 2019 aufgeführte 

gewünschte Beteiligung der Mitgliedskörperschaften wird derzeit über personelle und 

sächliche Unterstützung vor Ort sichergestellt. Es ist davon auszugehen, dass diese 

Unterstützung auch weiterhin gegeben sein wird. 

 

Es wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

Der Verlängerung des Modellprojektes „Inklusiver Sozialraum“ bis zum 31.07.2025 wird 

gem. Vorlage Nr. 15/1245 zugestimmt.“. 

 

 

In Vertretung 

 

L  E  W  A  N  D  R  O  W  S  K  I  
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